
Die „Montan-Union“, die „Europäische Gemein­
schaft für Kohle und Stahl“, die „Europäische Ver­
teidigungsgemeinschaft (EVG)“, die geplante „Euro­
päische politische Gemeinschaft“ — diese „supra­
nationalen“ Organisationen (um nur die wichtigsten 
zu nennen) sind es, denen sich der Bonner Staat 
Schritt auf Schritt unterordnete und zu deren Instru­
ment für die Durchsetzung ihrer „Empfehlungen“, 
„Anordnungen“, „Befehle“ und „Gesetze“ er wurde. 
Diese Monopolorganisationen sind die machtpoliti­
schen Instrumente, die das Nordatlantikpaktsystem 
hervorbringt — jene Form der „supra-nationalen“ 
Macht, der nach den Vorstellungen und Wünschen 
der Imperialisten die Zukunft gehören soll, und die 
heute schon mit dem Anspruch auf tritt, den Vor­
rang vor allen Nationalstaaten zu haben.

Mögen auch manche der westdeutschen Staats­
und Rechtswissenschaftler dieser Entwicklung 
fremd gegenüberstehen und sie aus gewissen 
Bindungen an nationale Traditionen ablehnen, 
so ist doch festzustellen, daß es keine ge­
schlossene Front derer gibt, die den Nationalstaat 
gegenüber den monopolistischen Usurpatoren ver­
teidigen. Die große Masse der „Theoretiker“ ist 
in eine ebenso stupide wie bornierte Apologetik 
dieser Entwicklung verfallen, tut alles, um die 
„europäischen“ und „atlantischen“ Institutionen 
schmackhaft zu machen, und wiederholt die Behaup­
tung, durch sie würden die „nationalen Gegensätze 
aufgehoben“ und eine „internationale Garantie 
der Menschenrechte“ gewährleistet, sie brächten 
eine „überstaatliche Planung der Wirtschaft“, dem 
Arbeiter „europäische Freizügigkeit“ u. a. m.

Es ist die vordringliche Aufgabe unserer Staats­
und Rechtswissenschaft, diese „europäischen“, 
„atlantischen“ Institutionen der Monopolmächte, 
die den Völkern ihre nationalen Souveränitätsrechte 
rauben, in ihrem wahren Wesen zu entlarven. Es ist 
zu zeigen, wer die Schöpfer dieser Institutionen 
sind: die amerikanischen Monopolisten. Es ist zu 
zeigen, welche Interessen hier durchgesetzt werden: 
die Interessen der Monopolisten an der Ausschöpfung 
der ökonomischen und menschlichen „Ressourcen“ 
der Völker und an ihrer einheitlichen Lenkung im 
Hinblick auf die Vorbereitung des Krieges.

Daraus ergeben sich die verheerenden inner­
staatlichen Auswirkungen dieser monopolistischen 
Herrschaftsinstrumente und -methoden. Da die 
Politik der Aufrüstung und der umfassenden, be­
schleunigten Kriegsvorbereitung gegen die funda­
mentalen Interessen der Völker — auch der west­
deutschen Bevölkerung — gerichtet ist, kann sie 
nur gegen den Willen der Völker ihre Durchsetzung 
finden. Sie muß daher notwendig zur Unter­
drückung der nationalen Selbstbestimmung, zur 
Drosselung der demokratischen Einrichtungen, zur 
Zerstörung der demokratischen Rechte und Frei­
heiten der Bürger führen.

Während in der Deutschen Demokratischen 
Republik eine immer breitere Einbeziehung aller 
Schichten der Bevölkerung, insbesondere der Werk­
tätigen, in die Leitung von Staat und Wirtschaft 
erfolgt und sich eine steigende Begeisterung für die 
Erfüllung der staatlichen Aufgaben, die mit den 
fundamentalen Lebensinteressen der Bevölkerung 
übereinstimmen, zeigt, während so der Gegensatz 
zwischen Staat und Volk beseitigt und viele staat­
liche Funktionen durch gesellschaftliche Organi­
sationen und die Bürger selbst erfüllt werden, 
sehen wir, wie in Westdeutschland der Abgrund 
zwischen Staat und Bevölkerung sich immer mehr 
vertieft. Den wirklichen nationalen Lebensinter­
essen der Massen fremd und feindlich gegenüber­
stehend, ist dieser Staatsapparat bemüht, jeden 
Einfluß der Bevölkerung auszuschließen.

Schritt für Schritt entstand ein mächtig aufge­
blähter, bürokratisch-parasitärer Staatsapparat, der 
als Instrument der Durchsetzung des Willens der 
Monopolorganisationen sich aller demokratischen 
Kontrolle durch die Bevölkerung entledigte, von 
den Grundsätzen der Verfassung lossagte und sich 
über die demokratischen Rechte und Freiheiten der 
Bürger hinwegsetzte.

In demselben Maße, in dem die Regierung 
Adenauer den Bonner Staatsapparat der „europäi­
schen“ und „atlantischen“ Gemeinschaft einordnete, 
nahm dieser Staatsapparat seine Richtung gegen 
alle demokratischen Institutionen.

Es ist die Aufgabe unserer demokratischen Staats­
wissenschaft, die unüberbrückbaren Gegensätze 
zwischen der aggressiven imperialistischen Politik 
des Nordatlantikpaktes auf der einen Seite, einem 
demokratischen Staatswesen, dessen Rechtsordnung 
durch den Willen der Bevölkerung bestimmt wird, 
auf der anderen Seite zu zeigen und nachzuweisen, 
daß die demokratischen Rechte und Freiheiten 
unter einer Staatsgewalt, die sich diese imperia­
listischen Ziele zu eigen macht, nicht Bestand haben 
können.

Wir haben die ersten Früchte jener „supra-natio­
nalen“ Rechtssetzung in der „Hohen Behörde der 
Montan-Union“, in den „Empfehlungen“, „Anord­
nungen“, „Gesetzen“, die mit dem Anspruch auf- 
treten, immittelbare Verbindlichkeit für die 
Bürger der in der Montan-Union erfaßten Staaten 
zu haben. Die Zusatzverträge zum EVG-Vertrag 
legen die gesetzgebenden Kompetenzen der Organe 
dieser „europäischen Verteidigungsgemeinschaft“ 
fest. Das Projekt für die Schaffung der Verfassung 
der „Europäischen politischen Gemeinschaft“ baut 
die gesetzgebenden Kompetenzen dieser „europäi­
schen“ Instanzen aus. Dieses „Europa-Recht“, das 
die Vorstufe des „Weltrechts“ sein soll, soll nach 
den Vorstellungen der Imperialisten das nationale 
Recht „brechen“. Als die „höhere“ Form, aus der 
die nationalen Gegensätze verschwunden sind, soll 
es der „niederen“ Form, dem Recht der National­
staaten, vorgehen.

Allein das, was sich hier abzuzeichnen beginnt, 
zeugt von etwas ganz anderem. Dieses „Europa- 
Recht“ erweist sich als nichts anderes, denn als 
unerhörter Eingriff in die nationalen Rechtssysteme 
und die Gesetzlichkeit der Einzelstaaten. Es ist der 
Ausdruck des beschleunigten Prozesses der Auf­
lösung der Gesetzlichkeit. Das „Europa-Recht“ 
untergräbt rapide die Rechtsordnungen der einzel­
nen Staaten.

So schiebt die „Hohe Behörde der Montan-Union“ 
— kraft ihrer Befugnis, „supra-nationales“ Recht 
zu setzen — das westdeutsche Arbeitsrecht beiseite, 
greift in das bestehende System der Tarifverträge, 
der Arbeitslosenversicherung, der Sozialfürsorge 
ein. Das alles führt zu einer entscheidenden Ent­
rechtung der Arbeiter. Kraft „supra-nationalen“ 
Rechts kann der Arbeiter in jeden Staat der 
Montan-Union zwangsumgesiedelt und einer 
Zwangsumschulung unterworfen werden. Seine 
Rechtsansprüche auf Arbeitslosenversicherung sind 
nur noch Wohlfahrtsansprüche, die die Behörde 
der Montan-Union ebenso gewähren wie entziehen 
kann.

Kraft „supra-nationalen“ Rechts kann die Be­
hörde des EVG-Vertrages, ohne an die zivilrecht­
lichen Bestimmungen der einzelnen Staaten gebun­
den zu sein, Land beschlagnahmen, Betrieben und 
Handwerkern Zwangsauflagen erteilen, bestehende 
Verträge lösen. Hier werden unbegrenzte Eingriffs-
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